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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-4492/06
von Michael Cashman (PSE), Sophia in 't Veld (ALDE), Raül Romeva i Rueda (Verts/ALE) und 
Alexander Stubb (PPE-DE)
an die Kommission

Betrifft:Diskriminierung von Homosexuellen in Blutspendezentralen

Einige Organisationen haben darauf aufmerksam gemacht, dass es Homosexuellen, Lesben und 
Bisexuellen in manchen EU-Mitgliedstaaten untersagt ist, Blut zu spenden, weil sie als 
‚Risikogruppe’ gelten. Dies war zumindest in Spanien und im Vereinigten Königreich der Fall, wo 
Blutspendezentralen sich grundsätzlich weigern, Blut von Homosexuellen, Lesben und Bisexuellen zu 
akzeptieren, und zwar allein aufgrund ihrer sexuellen Orientierung. Diese Maßnahme betrifft auch 
einige Staaten, die nicht der EU angehören, mit denen die EU jedoch Kooperationsabkommen 
geschlossen hat (vlg. Schriftliche Anfrage E-2278/06). So gibt es z.B. zwischen Andorra und dem 
Krankenhaus von Toulouse in Frankreich, das Homosexuelle als Risikogruppe einstuft, eine 
Vereinbarung über Blutspenden. Dies führt dazu, dass auch Andorra gebeten wird, diesen Grundsatz 
zu befolgen.

Wie alle AIDS- und HIV-Experten versichern können, kann grundsätzlich nicht davon ausgegangen 
werden, dass Homosexuelle, Lesben und Bisexuelle ein stärkeres Risikoverhalten an den Tag legen 
als Heterosexuelle. Da alle Menschen (Heterosexuelle, Homosexuelle, Lesben und Bisexuelle) sich 
gleichermaßen so verhalten können, dass das Ansteckungsrisiko steigt, ist es wohl kaum angemessen, 
nur Homosexuellen, Lesben und Bisexuellen Blutspenden zu untersagen.

Mit einem einfachen HIV-Test ließe sich nachweisen, ob der potenzielle Spender HIV-negativ ist, 
unabhängig davon, ob er/sie homosexuell, lesbisch oder bisexuell veranlagt ist. Das oben genannte 
Vorgehen verstößt unseres Erachtens gegen Artikel 13 des Vertrags über die Europäische Union.

Ist der Kommission bekannt, ob andere Mitgliedstaaten außer Frankreich und dem Vereinigten 
Königreich solche Methoden anwenden? Verstoßen sie nach Ansicht der Kommission gegen 
Artikel 13? Plant die Kommission spezifische Maßnahmen, um darauf hinzuwirken, dass dergleichen 
Praktiken in EU-Mitgliedstaaten eingestellt werden?


